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Anhörung zum neuen Kreisschreiben "Verwirkung des A nspruchs von natürlichen 
Personen auf Rückerstattung der Verrechnungssteuer gemäss Art. 23 VStG" 
Vernehmlassungsantwort 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Zentralschweizerische Vereinigung diplomierter Steuerexperten (ZVDS) ist ein im Jahr 
1996 gegründeter Verein mit Sitz in Luzern. Sie ist ein Zusammenschluss von im Steuerex-
pertenberuf tätigen natürlichen Personen in den Kantonen Luzern, Zug, Nidwalden, Obwal-
den, Schwyz und Uri. Die ZVDS hat sich zum Ziel gesetzt, durch Information der Öffentlich-
keit, mittels Durchführung von Diskussionsabenden sowie durch Teilnahme an Vernehmlas-
sungsverfahren einen Beitrag zur Weiterentwicklung des Steuerrechts zu leisten. 
 
An der Verfassung dieser Stellungnahme waren folgende Mitglieder unserer Vereinigung (in 
alphabetischer Reihenfolge) beteiligt: 
 
Renato Belchior: Dienststelle Steuern des Kantons Luzern 
Thomas Bitzi: Bitzi Treuhand AG, Sursee 
Bruno Kaech: Gewerbe-Treuhand AG, Luzern 
Tom Kaufmann: BDO AG, Regionaldirektion Zentralschweiz, Luzern 
Marc Nideröst: Treuhand- und Revisionsgesellschaft Mattig-Suter und Partner, Schwyz 
Dieter Steiger: Rechtsanwalt und Notar, Luzern 
Franz Zgraggen: Zgraggen & Partner AG, Rotkreuz 
 
Mit Schreiben vom 2. April 2019 wurde die Anhörung zum neuen Kreisschreiben "Verwirkung 
des Anspruchs von natürlichen Personen auf Rückerstattung der Verrechnungssteuer ge-
mäss Art. 23 VStG" eröffnet. Gerne nehmen wir im Namen der Zentralschweizerischen Ver-
einigung diplomierter Steuerexperten ZVDS dazu wie folgt Stellung: 
 
1. Vorbemerkung 
 

Gemäss Botschaft des Bundesrates vom 28. März 2018 bestand das Ziel der Revision 
von Art. 23 VStG in erster Linie darin, die Voraussetzungen für die ordnungsgemässe 
Deklaration so anzupassen, dass die Verrechnungssteuer lediglich bei fahrlässiger 
Nichtdeklaration zurückerstattet wird. Es sollte bei einer fahrlässigen Nachdeklaration 
nicht zu einer Doppelbelastung durch die Einkommenssteuer und die Verrechnungs-
steuer kommen, was zu einer sehr hohen Belastung führe und auch als Strafe empfun-
den werde. 
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Das Parlament hat jedoch die Rückerstattungsmöglichkeiten im Vergleich zur bundesrät-
lichen Vorlage ausgeweitet. Damit hat der Gesetzgeber klar den Willen zum Ausdruck 
gebracht, von der bislang restriktiven Praxis bei der Rückerstattung Abstand zu nehmen 
und die Verrechnungssteuer auf ihren ursprünglichen Zweck, nämlich die Sicherungs-
funktion, zurückzuführen. Das Kreisschreiben kann sich deshalb nur innerhalb des ge-
setzlich vorgegebenen Rahmens bewegen. Man muss sich nun von der bislang restrikti-
ven Praxis bei der Rückerstattung der Verrechnungssteuer verabschieden. 

Das Kreisschreiben hält mit Ausnahme der Ausführungen in Ziff. 3.1.2. allgemein be-
kannte Grundsätze fest. Was die Erwägungen in Ziff. 3.1.2. anbelangt, so haben Lehre 
und Rechtsprechung festgelegt, was unter einem fahrlässigen Handeln zu verstehen 
und wie die Fahrlässigkeit von der Absicht abzugrenzen ist. Für die Auslegung des in 
Art. 23 VStG verwendeten Begriffs der Fahrlässigkeit ist deshalb auf die Lehre und 
Rechtsprechung abzustützen. Eine davon abweichende Interpretation ist rechtlich nicht 
möglich. Wir sind deshalb der Auffassung, dass es das Kreisschreiben nicht braucht und 
deshalb auf eine Publikation zu verzichten ist. Ebenso braucht es aufgrund der geänder-
ten Gesetzeslage das bisherige Kreisschreiben Nr. 40 nicht mehr. Es kann ersatzlos 
aufgehoben werden. 

Sollte - wider Erwarten - die Publikation eines Kreisschreibens doch ins Auge gefasst 
werden, sind unseres Erachtens folgende Punkte in Ziffer 3.1.2 anzupassen. 

 

2. Ziffer 3.1.2 
 
2.1 Absatz 1 
 

Mit dem Wort "Versehen" kann die Fahrlässigkeit nicht genügend beschrieben werden. 
Fahrlässigkeit kann von der groben Nachlässigkeit bis zur leichten Unaufmerksamkeit 
reichen. Von leichter Fahrlässigkeit spricht man bei einer Fehlreaktion, die auch einem 
gewissenhaften und zuverlässigen Menschen einmal unterlaufen kann (es kann passie-
ren). Grobfahrlässig verhält sich, wer eine elementare Vorsichtspflicht verletzt, deren 
Beachtung sich jedem verständigen Menschen in der gleichen Lage aufdrängt (es darf 
nicht passieren). Deshalb ist Wort "Versehen" beide Male zu streichen, das erste Mal er-
satzlos und das zweite Mal ist es durch Fahrlässigkeit zu ersetzen. 

 
2.2 Absatz 2 
 

Aus unserer Sicht ist die Fahrlässigkeit nicht positiv, sondern negativ zu beschreiben. Al-
le Sachverhalte sind solange unter die Fahrlässigkeit zu subsumieren, wie kein Vorsatz 
vorhanden bzw. nachgewiesen ist. Bei der Beurteilung, ob ein absichtliches Verhalten 
vorliegt, sind die konkreten Umstände des Einzelfalles sowie die persönlichen Verhält-
nisse des betreffenden Steuerpflichtigen massgebend. Was die Beweispflicht für die 
Fahrlässigkeit anbelangt, so kann diese nicht einfach auf den Steuerpflichtigen übertra-
gen werden. Es gelten die Grundsätze des gemischten Veranlagungsverfahrens. Zu-
nächst hat die Steuerbehörde aufgrund des Untersuchungsgrundsatzes den Sachverhalt 
von Amtes wegen zu prüfen. Wenn es verhältnismässig ist, können die Steuerpflichtigen 
zur Mitwirkung angehalten werden. Eine steuerbegründende Tatsache ist von den Steu-
erbehörden nachzuweisen. Ferner kann vom Steuerpflichtige kein Negativbeweis des 
Vorsatzes verlangt werden. Die im Entwurf des Kreisschreibens gemachte Anordnung, 
dass die Fahrlässigkeit durch die antragstellende Person zu belegen ist, widerspricht 
damit den Grundsätzen des gemischten Verfahren und ist nicht zulässig. 

 
Wir schlagen deshalb vor, den Satz wie folgt zu formulieren: "Der Vorsatz  ist durch die 
Steuerbehörde  zu belegen". 
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2.3 Absatz 3 
 

Im zweiten Satz ist das Wort "geringfügige" zu streichen und durch "wesentliche" zu er-
setzen. Im Bereich Bewertungen und Privatanteilen kann ein Vorsatz erst dann in Frage 
kommen, wenn die Abweichungen wesentlich sind. 

 
2.4 Absatz 4 
 
 In Anlehnung an unser Konzept, den Vorsatz und nicht die Fahrlässigkeit zu definieren, 

und von Vorsatz nur dann auszugehen, wenn von wesentlichen Abweichungen die Rede 
ist, schlagen wir vor, den ersten Satz wie folgt zu formulieren: "…Situationen die ent-
sprechenden wesentlichen  Einkünfte nicht deklariert, so liegt typischerweise vorsätzli-
ches Handeln  vor." Bei der nachfolgenden Aufzählung kann sodann auf das Adjektiv 
"offensichtlich" verzichtet werden.  

 
 Allerdings ist unseres Erachtens der 4. Aufzählungspunkt zu streichen, da er ungenau 

formuliert ist und zu Missverständnissen führen kann. Insbesondere das Wort "(Nach-)" 
in Klammern ist schwer nachvollziehbar. 

 
 
Wir bitten Sie um Kenntnisnahme und ersuchen Sie, unsere Auffassungen in die Verwal-
tungspraxis einfliessen zu lassen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
Zentralschweizerische Vereinigung diplomierter Steuerexperten (ZVDS) 
 
 
 
 
____________________ 
 

Bruno Kaech, Präsident 
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